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26. Jahrgang

laden

10 Jahre Patientenfürsprache 
an den städtischen Kliniken 
Interview mit Gesundheits- und Umwelt referent Joachim Lorenz

Peter Friemelt: Was würde der 
Gesundheitsreferent machen, 
wenn er in einem städtischen 
Haus Anlass zur Beschwerde 
hätte?
Joachim Lorenz: Zunächst wür-
de ich mich natürlich bemüh-

en, den Konflikt direkt mit den 
Beteilig ten oder ihren Vorgesetz-
ten zu klären. Wenn ich aber we-
nig Chancen auf eine Einigung 
oder Verbesserung sehe, wür-
de ich mich an die Patienten-
fürsprecherin/den Patientenfür-
sprecher wenden. Und wenn al-
les nicht hilft, dann schreibe ich 
dem Gesundheitsreferenten der 
Stadt München einen Beschwer-
debrief.

Was war der Anlass zur Initi-
ierung der Patientenfürspre-
cherInnen in München vor 10 
Jahren?
Anlass waren Stadtratsanträge 
der GRÜNEN und der SPD. Am 
9.2.1995 hat der Stadtrat dann 
beschlossen, dass an allen städ-
tischen Krankenhäusern Stellen 
für ehrenamtliche und unabhän-

gige Patientenfürsprecherinnen/
Sprecher eingerichtet werden.

Warum unterstützt die Stadt 
München die Patientenfürspre-
cherInnen und welchen Gewinn 
erfährt die LHM aus deren Ar-
beit?
Obwohl das Krankenhausperso-
nal sich um eine gute Versorgung 
kümmert, kommt es doch hin 
und wieder vor, dass es Miss-
verständnisse, Versäumnisse und 
manchmal auch Fehler gibt. Pati-
entenfürsprecherinnen/Sprecher 
können dazu beitragen, dass di-
ese Probleme ausgeräumt oder 
zumindest gemildert werden. 
Die Patientinnen/Patienten ver-
lassen dann oft zufriedener das 
Krankenhaus. Man weiß, dass 
schlechte Erfahrungen an viele 
potentielle Betroffenen weiter-
gegeben werden – und damit 
schlechte Werbung für die städ-
t ischen Krankenhäuser machen. 
Das kann nicht im Interesse der 
Stadt sein. 
Die Stadt ist daran interessiert, 
dass ihre Krankenhäuser patien-
tenfreundlich geführt werden. 
Besonders alte und schwerkran-
ke Menschen sind oft nicht in 
der Lage ihre Interessen wahrzu-
nehmen und durchzusetzen. Um 
eine Patientenfreundlichkeit zu 
erreichen, haben wir  gute Erfah-
rungen mit Patientenfürspreche-
rinnen / Patientenfürsprechern 
gemacht. Mit einem jährlichen 
Bericht wird der Stadtrat über die 
laufende Arbeit informiert. 

Gibt es konkrete Beispiele, was 
durch den Einsatz der Patien-
tenfürsprecherInnen in den Kli-
niken verbessert wurde?
Es gibt eine Vielzahl von Ein-
zelbeispielen,  bei denen ganz 
konkret geholfen werden konn-
te. Nur um einige wenige Bei-
spiele zu nennen. In einem Kran-
kenhaus wurden auf Betreiben 
der Patientenfürsprecherinnen/
Sprecher z.B. Koffertrolleys an-
geschafft. Durch eine Umstel-
lung der Essenslieferung konnte 
erreicht werden, dass das Essen 
wirklich heiß auf die Stationen 
kommt. Einer Patientin mit einer 
Krebserkrankung wurde durch 
eine Veränderung der Bestell-
zeiten die Behandlung in der 
Tagklinik erleichtert.
Die Patientinnen/Patienten be-
kommen durch die Patientenfür-
sprecherinnen/Sprecher „eine 
Stimme“, an die sie sich mit Be-
schwerden wenden können. Oft 
kann dann ein gemeinsames Ge-
spräch mit dem Arzt/der Ärztin 
oder der Schwester/dem Pfleger 
das Problem, z.B. ein verscho-
bener OP-Termin gelöst werden. 
Viele Patientinnen/Patienten wis-
sen z.B. nicht, dass sie ein Ein-
sichtsrecht in ihre Patientenak-
te haben. Nach entsprechender 
Bevollmächtigung kann der oder 
die Patientenfürsprecherin/Spre-
cher die Akte besorgen. Für die 
Patientinnen/Patienten ist es be-
ruhigend zu wissen, dass es je-
manden gibt, der sich für sie ein-
setzt. (Fortsetzung Seite 14)
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Öffentlichkeits- 
und Bildungsarbeit
Vorträge, Seminare, Infostände, 
Herausgabe unserer Zeitschrift 
und von Skripten  z.B. „Gesund 
ohne Arbeit“, »Tag für die Ruhe - 
gegen Lärm«  oder „Unabhängige 
PatientInnenunterstützung“. Und 
es gibt die entleihbare Ausstel-
lung „Patient Innenrechte - Ärzte-
pflichten“. 

Die Patientenstelle München 
und die Patientenberatung 
Oberbayern sind aus Aktivitäten 
des Gesundheitsladens hervor-
gegangen. Sie bieten unabhän-
gige Beratung, Information und 
Orientierung. Der Schwerpunkt 
liegt auf der psychosozialen Ein-
zelhilfe.

Gesundheitsförderung
Im Stadtteil Isarvorstadt und auch 
stadtweit bieten wir Angebote zur 
Verbesserung der Lebenssituation 
an. Wir organisieren Veranstaltun-
gen zum »Tag gegen Lärm« und zu 
„Wohnen ohne Auto“.

Information
Gesammelt und weitergegeben 
werden Informationen über Ein-
richtungen, Selbsthilfegruppen, 
Veranstaltungen, Bücher und 
Zeitschriften. Es gibt eine kleine 
Bibliothek und unser Archiv „Von 
Allergie bis Zahn“.

Kooperation
Wir arbeiten mit anderen Initiati-
ven und Facheinrichtungen kom-
munal, stadtteilbezogen und bun-
desweit zusammen. Besonders in-
tensiv begleiten wir die Arbeit der 
Patienten fürsprecher/innen in den 
städtischen Kliniken.

Arbeitskreise
Wir beschäftigen uns unter ande-
rem mit folgenden Themen:
Datenschutz im Gesundheits-
wesen, medizinische Gutachten, 
autofreies Wohnen, Hören und 
Schutz der Ruhe.
Die Arbeitskreise sind für alle of-
fen.

Webseite
Auf dieser finden Sie aktuelle Pres-
seerklärungen und Terminhinwei-
se, den Rundbrief u.a. in digitaler 
Form und links zu anderen Ein-
richtungen.

Rundbrief ❒

erscheint ca. 4 mal im Jahr mit 
Beiträgen aus der Vereinsarbeit 
und aktuellen Gesundheitsthe-
men.
Jahresabo incl. Porto 8,- €

Broschüren: 
Patienten-Rechte/
Ärztepfl ichten ❒

unser „Klassiker“: allgemeine 
PatientInnenrechte, Arzt-Patient-
Verhältnis und hilfreiche 
Adressen. 
3,- €  + Porto/Verp. 1,- € 
Patientenrechte bei ärztlichen 
Honorarforderungen ❒

3,- €  + Porto/Verp. 1,- € 
Zahnersatz 2005: Befundori-
entierte Festzuschussregelung, 
4-seitige BAGP-Info,
0,50 €  + Porto/Verp. 1,- € 

 ❒
Satzung ❒

Senden Sie mir bitte Ihre Sat-
zung zu

Schnupperpaket ❒

aktueller Rundbrief, Skript, 
Patienten-Rechte/Ärztepfl ichten, 
Infos 8,- € 
Bei Bestellungen unter 3,- € 
bitte Betrag in Briefmarken bei-
legen!

Materialien Angebote WegweiserImpressum

Beitritt

Alle genannten Materialien sind für Mitglieder kostenlos.  

mit freundlicher Unterstützung 
der 
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GL-Intern, Termine

Liebe Mitglieder und FreundInnen,

Zeit Thema Veranstalter Ort Info/Anmeldung
3.-7. Juli Aktionswoche 10 Jahre 

Patientenfürsprecher
jeweils 11-16 Uhr

GL und RGU
siehe Seite 1 und 14

3.7. Thalkirchnerstr.
4.7. Harlaching
5.7. Schwabing
6.7. Neuperlach
7.7. Bogenhausen

089-76 75 55 22
peter.friemelt@gl-m.de

30.6-2.7. Die Gene - Buch des Le-
bens

Evangelische Akademie 
Tutzing

Schloßstr. 2-4, Tutzing 08158-251-125
brosch@ev-akademie -
tutzing.de

11.7
17.00-
20.30

„Verantwortung einer 
Stadtgesellschaft für Kinder 
psychisch kranker Eltern“ - 
Workshop

Katholische Stiftungsfachhoch-
schule 

Preysingstr. 83, 
München

089-2368222
bgliesche@caritasmuenchen.
de

13.-14.7. Interkulturelles Manage-
ment

Caritaszentrum München Ost/
Land

Josephsburgstr. 92, 
München

089-43669615
ablazevic@caritasmuenchen.
de

15.-16.9. Deutscher Medizinrechts-
tag

Stiftung Gesundheit Augsburgerstr. 5, Berlin 040-8090870

Abschied und 
Neuanfang
Petra Neisari verließ uns im Mai. 
Ihr gilt ein herzliches Dankeschön 
vom gesamten Team für ihr erfri-
schendes und tatkräftiges Enga-
gement in der Beratung und Ver-
waltung.
Die zweite neue Mitarbeiterin 
für die Unabhängige Patienten-
beratung Oberbayern, Eva-Maria 
Lutz, arbeitet nun schon seit Mai 
in der regionalen Beratungsstelle. 
Sie stellt sich auf Seite 9 vor.

Umzug und 
Neuanfang
Es wird konkret: 
Die ersten alten Akten vernichtet, 
der erste neue Schreibtisch wartet 
auf seinen Einsatz, der Umzugs-
plan ist fortgeschrieben... Der Um-
zugstermin in die Walterstraße 16a 
steht fest. Er wird in der ersten Au-
gustwoche stattfinden. In dieser 
Woche gibt es keine Beratung, der 
Gesundheitsladen ist geschlossen. 
Freiwillige HelferInnen sind herz-
lich willkommen uns zu unterstüt-
zen, sei es beim Ein- und Auspa-

cken von Kisten, der zur Verfü-
gungstellung von Umzugskisten 
oder handwerklicher Unterstüt-
zung (Auf und Abbauen von Re-
galen etc...). Bitte meldet Euch!
Unsere Telefonnummern werden 
wir behalten und – so alles gut 
geht – ab dem 7. August unsere re-
guläre Arbeit und Beratung in den 
neuen Räumen der Waltherstr. 16a 
zu den bekannten Öffnungszeiten 
aufnehmen. 

GL hat neue Adresse 
ab 7.8.2006: 
Gesundheitsladen München e.V.
Waltherstr. 16a
80337 München
Tel: 089/772565

Aktionswoche: 10 Jahre 
Patientenfürsprache in 
städtischen Kliniken
Das ist doch mal eine Supermel-
dung: Seit 10 Jahren läuft das An-
gebot in den Städtischen Kliniken. 
Die Erfahrungen sind positiv. Ge-
naueres siehe Termine unten und 
Seite 1 und 14.

Mit vielen guten Wünschen  zum 
Umzug in die neuen Räume ver-
abschiede ich mich nach vierjäh-
riger Tätigkeit als Verwaltungskraft 
aus dem Gesundheitsladen.
Nachdem die Finanzierung der 
Verwaltungsstelle seitens des RGU 
nicht mehr weiter getragen wurde, 
arbeitete ich zuletzt auf Stunden-
basis im GL weiter.
Nun freue ich mich sehr darauf, 
in meiner Tätigkeit als Heilprak-
tikerin Eltern und deren Babys im 
1. Lebensjahr in der Praxis Kidler-
straße begleiten zu dürfen. 

Petra Neisari

Der Gesund-
heitsladen hat 
wegen Umzug 
vom 
31.7. - 4. 8. 
keine Öff-
nungszeit!
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Gesundheit und Umwelt

Jüngste Umfragen er-
teilen Atomkraft eine 
klare Absage! Knapp 
80% der EU-Bürger 
sehen erneuerbare 
Energien als beste 
Alternative zu teuren 
Erdöl- und Erdgasim-
porten. Nur 12% be-
vorzugen Atomkraft.
Die Mehrheit ist der 
Meinung, dass die 
Regierungen erneu-
erbare Energien wei-
terentwickeln, mehr 
in neue Technologien 
investieren und die 
Energieabhängigkeit 
verringern sollten. 
Um diesen offenkun-
digen Mehrheiten ein 
größeres politisches 
Gewicht zu verlei-
hen, haben Umwelt-
schutz-Verbände aus 
ganz Europa die Un-
terschriften-Kampag-
ne „1 Million Europä-
erInnen gegen Atom-
kraft“ initiiert. 
Diese Unterschriften-
aktion wurde initiiert 
von Sortir du Nuc-
leaire (Frankreich), 
Atomstopp (Öster-
reich), WISE (Nie-
derlande), Women 
for Peace (Finnland) 
und wird von mehr 
als 150 europäischen 
Organisationen unter-
stützt. 
Weitere Infos unter
www.bund-gegen-
atomkraft.de 

1 Million Unterschriften-Kampagne

Der vollständige Brief sowie die 
Antwort von Prof. Carell ist unter 
www.rauchfreistudieren.de do-
kumentiert.

Wir legen für die Münchner Emp-
fänger eine Unterschriftenliste bei 
und bitten die Nicht-Münchner, 
sich diese aus dem Internet zu 
holen.
20 Jahre nach Tschernobyl sind, 
was der Jahrestag wieder aufge-
zeigt hat, die Folgen des Reaktor-
unfalls nicht „vorbei“.
Aber sie scheinen für uns, die weit 
entfernt wohnen, ihre Schrecken 
so weit verloren zu haben, so daß 
die große Koalition schon wie-
der mit einer Verlängerung der 
Betriebsgenehmigungen unserer 
AKWs liebäugelt. Und die Opfer 
an Leben und Gesundheit werden 
klein und kleiner gerechnet.

Die Umfrage, die links zitiert wird, 
suggeriert freilich, dass man den 
ständig wachsenden Energie-„Be-
darf“ auch unschädlich decken 
kann. 
Bergen die regenerativen Energien 
die Lösung? Welche? Ist damit der 
3-Schluchten-Staudamm, der Mil-
lionen Menschen aus ihrer Heimat 
vertrieben hat, heiliggesprochen? 
Sind dadurch landesweite „Ener-
giepflanzen“-Monokulturen samt 
Gift und Dünger gerechtfertigt? 
Soll es die trösten, die unter dem 
Lärm von Windrädern leiden?
Ist das besser als Braunkohletage-
baue, die Löcher von vielen Ku-
bik-kilometern Größe in die Land-
schaft fressen und Abraumhalden 
so hoch wie die deutschen Mit-
telgebirge aufschütten. Als Kohle- 
und Gaskraftwerke, die die fossi-
len Energien verheizen?

Die Folgen gegeneinander auf-
rechnen, bringt‘s das? 
Da haben wir vergessen zu fragen, 
was wir denn wirklich brauchen 
zu einem guten Leben.
Am wenigsten „Immer mehr, im-
mer größer, immer weiter“!

Umfrage startet:
Rauchen in sozialen und gesund-
heitsbezogenen Einrichtungen:
- Wird an Ihrem Arbeitsplatz ge-
raucht?
- Wie werden die Konflikte, die 
sich ggf. daraus ergeben, unter 
den Kollegen gelöst?
- Dürfen die Klienten in der Ein-
richtung rauchen?
- Gibt es von der Seite der Lei-
tung Unterstützung zur Rauche-
rentwöhnung?
Eine erste kleine Umfrage per 
email ist gestartet. Mit den Ant-
worten soll eine größere Befra-
gung geplant werden.

Rauchfreie Zonen sorgen für mehr 
Lebensqualität und Gesundheit. 
„bel air – Gute Luft in Münchner 
Lokalen“ 
lädt Sie zum Speisen 
in rauchfreien Bereichen
Mehr unter 
www.belair-muenchen.de

Netzwerk Rauchfrei Studieren
Offener Brief mit der Bitte um 

Ablehnung des Philip Morris Preises 2006

Sehr geehrte Frau Prof. Hannah Monyer, sehr geehrte Herren Prof. Joachim Ullrich, Dr. Robert Moshammer, 

Prof. Bernhard Rieger, Dr. Gerrit Luinstra und Prof. Thomas Carell,

wir beglückwünschen Sie zu den herausragenden Forschungserfolgen, für die Ihnen am 26. Juli 2006 in 

München der Philip Morris Preis 2006 verliehen werden soll. Wir möchten Sie jedoch bitten, den Preis 

nicht anzunehmen.

Die Philip Morris Stiftung wurde von der Philip Morris GmbH geschaffen, dem Marktführer für Zigaretten in 

Deutschland und Tochter eines der größten Zigarettenhersteller weltweit. Tabakkonsum ist in Deutschland 

die häufigste vermeidbare Todesursache, nach Angaben der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

(BZgA) versterben jedes Jahr rund 140.000 Bürger an den Folgen ihrer Tabaksucht. Das durchschnittliche 

Einstiegsalter in die Sucht liegt bei 11,6 Jahren, weltweit sterben jedes Jahr über vier Millionen Menschen 

an Tabakprodukten. Angesichts dieser Zahlen spricht die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

(BZgA) von „dramatischen Zuständen in Deutschland“, die Weltgesundheitsorganisation (WHO) von einer 

Epidemie.

Die aktuellste Schätzung des Deutschen Krebsforschungszentrums gibt zusätzlich 3.300 Todesfälle an, 

welche durch Passivrauchen verursacht werden. Tabakprodukte schädigen und töten also, in einer Art 

Kollateralschaden, auch an sich völlig unbeteiligte Menschen. Durch Gerichtsurteile in den USA sind mitt-

lerweile Unterlagen an die Öffentlichkeit gekommen, die klar belegen, dass Philip Morris jahrzehntelang 

systematisch Forschungsergebnisse zu den Risiken des so genannten Passiv- oder Zwangsmitrauchens 

unterdrückt hat. Für Atemwegsbehinderte, z.B. Asthmatiker, ist Tabakrauch eine Barriere, die sie von der 

gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ausschließt.

Die Grundlage für das Tabakgeschäft ist die gesellschaftliche Akzeptanz von Zigaretten. Rauch- und Ta-

bakwerbeverbote sowie unabhängige Forschung und jede Art von echter Aufklärung wirken da nur störend. 

Aus diesem Grunde verleiht die gleichnamige Stiftung des Philip Morris Konzerns jedes Jahr Deutschlands 

höchstdotierten Wissenschaftspreis. Sie haben sich selbst für diesen Preis vorgeschlagen und damit auch 

verpflichtet „die Koordination und die Durchführung sämtlicher projektbezogener Pressearbeit im Jahr 

ihrer Auszeichnung mit den Beauftragten der Philip Morris Stiftung abzustimmen“ und Sie „sichern ihre 

Mitarbeit bei allen Kommunikationsmaßnahmen zu“. Mit anderen Worten: Sie werden zu Werbefiguren 

von Philip Morris.

Außer in Deutschland wird dieser Preis nur noch in Italien verliehen. In anderen Ländern hat man dem im 

Rahmen von Tabakwerbeverboten längst ein Ende gesetzt. Nicht zuletzt ist der Konzern im vergangenen 

Jahr durch die Kampagne Rauchzeichen! medienwirksam mit dem „Warnhinweis: Rauchen zerstört den Tro-

penwald“ ausgezeichnet worden. Denn die Handlungsweise von Philip Morris und anderen Zigarettenkon-

zernen vernichtet nicht nur Tausende von Leben von aktiven und passiven Rauchern, sondern gleichzeitig 

Ökosysteme und damit natürliche Lebensgrundlagen der Bewohner von Entwicklungsländern, in denen der 

Tabak ohne Rücksicht auf Menschen und Natur zu möglichst niedrigen Kosten angebaut wird. Sie stehen 

damit direkt in der unseligen Tradition des europäischen Kolonialismus.

Auch vor diesem Hintergrund fordern wir Sie auf, den Preis abzulehnen und sich nicht vor den Karren der 

Tabakindustrie spannen zu lassen. Wir hoffen dabei auch auf die Unterstützung durch die Studierenden und 

deren Vertreter an Ihren Hochschulen, denn immerhin wird unsere Generation angesichts der angespannten 

Lage in der öffentlichen Gesundheitsversorgung und des weltweiten Öko- und Klimasystems noch viel ein-

deutiger die Folgen dieses menschenverachtenden und zerstörerischen Treibens zu spüren bekommen.

Mit freundlichen Grüßen M
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Lärm und Umwelt

Bei der Vorbereitungsrunde für 
Deutschland war dieses Jahr als 
große Partner die Berufsgenossen-
schaft Bau hinzugekommen, die 
an allen ihren Ausbildungsstätten 
(darunter Stockdorf) ein ganztä-
tiges Programm für die Auszubil-
dende anbot. Als Schwerpunkt 
hatten wir deshalb 
„Lärm in der Arbeit + Laut in der 
Freizeit = zuviel für die Ohren“ 
gewählt. 
Unter diesem Titel lief schon am 
20. April eine Stunde Sendung bei 
Radio LORA; neben Michael Ker-
zel und Annemarie Griesmair vom 
Präventionsdienst der BG Bau gab 
auch die Hörgeräteakustikerin Ma-
rion Zopf ein Interview.

Die Berufsgenosssenschaften ha-
ben uns in München eine weitere 
Bereicherung des Programms er-
möglicht. Beim Infomarkt am 24. 
April in der Fußgängerzone war 
der große rote Untersuchungswa-
gen dabei. Hier konnten Passanten 
in einer schallgeschützten Kabine 
einen Hörtest machen lassen. Be-
ratung danach bot der Arzt der BG 
Bau und der Hörgeräte-akustiker 
Herr Meisner. Bürgerinitiativen 
gegen Lärm und Spezialradfahrer 
kamen hinzu. Dank den treuen-
Helfern des Schwerhörigenvereins 
und der Tinnitusselbsthilfe, Silvia 
v. Praschma, Theresa Fink und Ge-
org Kleinort. 
Die Berufsgenossenschaft Metall 
Süd bot am 25. April wieder das 
Audio mobil auf dem Rotkreuzplatz 
an, unterstützt von der Hörgeräte-
akustikerin Silvia Zimmer. 

Ein weiterer Schwerpunkt war 
Akustik in Schulen
Auch dies betrifft Arbeitsplät-
ze, nämlich die von Lehrern und 

Schülern. Anders als bei Lärmar-
beitsplätzen geht es hier weniger 
um den Schutz des Gehörs als um 
die Beeinträchtigung geistiger Leis-
tungen unter Lärmeinfluss. Peter 
Hammelbacher von der BG Me-
tall Süd setzt sich neben seinen 
dienstlichen Pflichten für bauliche 
Verbesserungen in Schulen ein. 
Ein Bericht über die Veranstaltung 
am 4. April im Pädagogischen Ins-
titut ist in den „Standpunkten“ 
Zeitschrift des Münchner Forum, 
erschienen. (Link unter www.gl-
m.de)
Auch in Gräfelfing ist das Schul-
akustikthema heiß, die Pläne für 
den Umbau der Grundschule lie-
gen vor. Nach Kurzreferaten von 
Dr. Mechthild Hagen (Projekt 
„Ganz Ohr sein“ am Institut für 
Schulpädagogik und Grundschul-

zum Schluß: „Für mich hat sich 
dieser Abend gelohnt, denn nun 
weiß ich, welche Verbesserungs-
maßnahmen wir im Gemeinderat 
noch ansprechen müssen.“.

Die meisten Menschen erreichte 
das 
Lesertelefon der Abendzeitung.
1 ½ Stunden lang liefen die Te-
lefone heiß, an denen Rudolf 
Wieringen vom Referat für Ge-
sundheit und Umwelt, Peter Ham-
melbacher, sowie der HNO-Arzt 
Dr. Hannes Wurzer alle Fragen 
rund um Lärm beantworteten. Bei 
dem Andrang konnten gar nicht 
alle Anrufer durchkommen. Die 
AZ hat die häufigsten Fragen und 
Antworten am 28. April veröffent-
licht.

Was gab es Neues am achten Münchner »Tag gegen Lärm«?

Infostand des 
Landesamt für 
verbraucher-
schutz und Le-
bensmittelsicher-
heit mit „EarAc-
tion“, 
Beratungstisch  
von Hörgeräte 
Seifert,
Untersuchungs-
wagen der BG 
BAU, 
Straßentheater 
Ohrwerk

didaktik der LMU) und Peter Ham-
melbacher ging’s konkret um die 
Frage: Wie wird der Neubau der 
Schule akustisch optimiert. Nicht 
der Architekt, sondern der Baulei-
ter stand den Bürgern am 26. April 
Rede und Antwort, so dass man-
che Fragen, die Klassenräume be-
treffend, offen blieben; klar wurde 
aber, dass in den Fluren noch er-
heblicher Nachbesserungsbedarf 
besteht. Die Gemeinderätin Frau-
ke Schwaiblmair sagte deshalb 

Mit den vielen bewährten Ange-
boten gehörten wieder Hörtests, 
Vögel und Fledermäude belau-
schen, Vorträge zum Schallschutz 
im Bau und zur Lösung von Lärm-
konflikten, die Mittagsmeditation 
in der Dreifaltigkeitskirche und der 
Infoabend zu Hyperakusis, Hör-
Workshops, Selber Singen, Ent-
spannungstechniken und Thera-
piemöglichkeiten insbesondere 
bei Tinnitus. 

Diese Angebote hät-
ten eine bessere Wür-
digung verdient, die 
hier nicht Platz hat. 
In ihrer Vielseitigkeit 
bereichern sie das Pro-
gramm und bieten für 
sehr unterschiedliche 
Interessen einen Zu-
gang zu der Aufgabe, 
die in dieser „Non-
Stop“-Gesellschaft im-
mer dringlicher wird, 
sich gegen den zuneh-
menden, Leib und See-
le zermürbenden Lärm 
zu stellen und wieder 
eine Welt zu schaffen 
die sich „gut anhört“. 
Kraft zum Wahrneh-
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men und Denken zu 
geben, Freiheit zur 
Umkehr zu einem le-
bensfreundlicheren 
Leben.
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Gesundheitspolitik

Vorweg: Einen großen Wurf wird 
es in der Gesundheitspolitik nach 
menschlichem Ermessen nie ge-
ben, dafür ist das System zu kom-
plex organisiert. Doch Reformen, 
die ihren Namen verdienen sind 
notwendiger denn je.

Große Koalition: Problem-
verschiebung statt Pro-
blemlösung
Die Debatten um den Gesund-
heitsfonds offenbaren die Hand-
lungsunfähigkeit der Politik im 
Gesundheits bereich einmal mehr. 
Es wird eindimensional über die 
Einnahmenseite des Gesundheits-
wesens debattiert ohne die Aus-
gabenseite und deren Strukturen 

genauer anzusehen. Gesundheits-
ökonom Karl Lauterbach: „Er (der 
Gesundheitsfonds) löst keine Pro-
bleme, sondern schafft nur zu-
sätzliche. Wir reformieren wie 
bei Hatz IV: In Zukunft verwal-
ten wir unsere Probleme anders, 
aber wir lösen sie nicht.“

Mit den Diskussionen um die 
Organisation des Fonds wird von 
drängenderen Problemen abge-

lenkt. Bert Rürup, Vorsitzender der 
Wirtschaftsweisen und Gegenpol 
zu Lauterbach in den vergangenen 
Kontroversen um Kopfpauschale 
oder Bürgerversicherung: „Der 
Fonds ist ein Reform-Alibi, das 
vor allem der Gesichtswahrung 
der beiden politischen Partner 
dient.“

Statt sich mit folgenden Pro-
blembereichen zu beschäftigen 
passiert in den Verhandlungsde-
legationen ziemlich wenig Sub-
stanzielles. 

Big Pharma profitiert
Es wird vermieden zu disku-

tieren, dass die Ausgaben der 
Krankenkassen für Arzneimittel 
skandalös hoch sind, da die Ab-
geordneten gegenüber der Lobby 
der Pharmaindustrie einknicken. 
Es wäre an der Zeit mit der satten 
Mehrheit der beiden großen Par-
teien endlich die Positivliste der 
erstattungsfähigen Medikamente 
aufzulegen.

Krankenkassen als Unter-
nehmen

Es wird vermieden zu disku-
tieren, dass die Imagepflege der 
gesetzlichen Krankenkassen mit 
ihrem Bestreben sich zunehmend 
als Unternehmen darzustellen an 
den Bedürfnissen vieler Versicher-
ter, Patientinnen und Patienten 
vorbeigeht. Diese sehen  sich in 
erster Linie nicht als Kunden , son-
dern wünschen sich persönliche 
Ansprechpartner mit Geduld und 
Sachkenntnis.

Krankenhäuser als Profit-
Center

Es wird vermieden zu disku-
tieren, dass das Abrechnungssys-
tem nach Fallpauschalen in erster 
Linie Einsparungen an Patienten 
und beim Pflegepersonal mit sich 
bringt, da die Versorgung zuneh-
mend an der Rentabilität des Pa-
tienten orientiert wird. Private Kli-
nikbetreiber sprechen es täglich 
aus, dass sie mit Kranken Profite 
realisieren.

Ärzte als Verkaufskünstler
Es wird vermieden zu diskutie-

ren, dass sich die Praxen nieder-
gelassener Ärztinnen und Ärzte 
zunehmend zu Basaren zweifel-
hafter Angebote wandeln, die Pati-
entinnen und Patienten out-of-the-
pocket zu bezahlen haben.

Ärztinnen und Ärzte miss-
brauchen dabei ihren Wissens-
vorsprung gegenüber den Pati-
entinnen und Patienten und ver-
schaffen sich dadurch geldwerten 
Vorteil. Die Registrierkassen in 
den Arztpraxen stehen bereits 
seit Jahren um die Praxisgebühren 
einzunehmen, was liegt da näher 
als diese im Sinne der optimierten 
Geräteauslastung auch für zwei-
felhafte und unsinnige Individuelle 
Gesundheitsleistungen klingeln zu 
lassen?

Es gibt viel zu debattieren in 
diesem heißen Sommer, viel-
leicht erhalten wir Zuschriften 
für weitere Anregungen, die wir 
im nächsten Rundbrief veröffent-
lichen können.

Emmeram Raßhofer

Gesundheitsfonds – Der große Wurf 
oder doch wieder der kleinste 
gemeinsame Nenner?
Eindrücke zu aktuellen Debatten in der Gesundheits-
politik
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1001 Geschichten 

Mit der bevorstehenden er-
neuten Gesundheitsreform wird 
ein Trend der Kommerzialisie-
rung und Gewinnorientierung in 
der Medizin verstärkt, der bereits 
seit Jahren in der Gesetzgebung 
angelegt ist und der in der Praxis 
in zunehmendem Maß vollzogen 
wird: Reduktion von Leistungen, 
Ausweitung der Eigenfinanzierung 
und Instrumentalisierung der Arzt-
Patienten-Beziehung. Die vorher 
umfassende Gesundheitsversor-
gung wird tendenziell auf eine Ba-
sisversorgung reduziert und der 
Spielraum für die privat finanzierte 
Gesundheitsvorsorge damit ver-
größert. In der Folge nimmt der 
Anteil käuflich zu erwerbender 
Gesundheitsleistungen zu und 
es wird zwangsläufig eine Frage 
des Geldbeutels sein, wer künftig 
noch Zugang zu welchen Leistun-
gen haben wird. 

Hintergrund dieser Verände-
rung und auch Grundlage der-
selben ist u.a. die stetige Verän-
derung der gesetzlichen Interpre-
tation des Begriffs der »Notwen-
digkeit« medizinischer Leistungen. 
Während »notwendig« lange Zeit 
noch als das verstanden wurde, 
was medizinisch »möglich« war, 
werden »notwendige« Leistungen 
jetzt immer öfter im Sinne einer 
medizinischen Basisversorgung 
interpretiert. 

Diese Umdeutung des zentra-
len Begriffs der »Notwendigkeit« 
und die damit einhergehende Re-
duzierung der Leistungen im allge-
meinen Leistungskatalog der Ge-
setzlichen Krankenkassen bringen 

im Alltag von Klinik und Praxis 
viele Ärztinnen und Ärzte in gra-
vierende Gewissenskonflikte. Es 
droht die Situation, dass sie sich 
selbst und ihren Patienten gegen-
über immer öfter die Verweige-
rung von Leistungen rechtfertigen 
oder diese verschleiern müssen. 
Die Folge sind Anpassungs- und 
Gewöhnungsprozesse und mit 
der Rechtfertigung den Patienten 
gegenüber geht nicht selten der 
Selbstbetrug des eigenen Gewis-
sens einher. 

Vor diesem Hintergrund sam-
meln wir »1001 Geschichten und 
kein einziges Märchen« und ver-
anstalten vom 20. – 22. Oktober 
2006 in Nürnberg den Kongress 
»Medizin und Gewissen«.

Der dritte internationale 
IPPNW-Kongress unter diesem 
Motto informiert über die Aus-
wirkungen der Kommerzialisie-
rung der Medizin und formuliert 
wesentliche Anforderungen an ein 
gerechtes und solidarisches Ge-
sundheitswesen. Ein System, das 
alle Patientinnen und Patienten 
mit mehr als nur dem Nötigsten 
versorgt und in dem die Beschäfti-
gen mit gutem Gewissen und ger-
ne arbeiten können; ein Gesund-
heitswesen, das sich eben nicht 
als eine x-beliebige Branche der 
Wirtschaft versteht.
http://www.kein-einziges-maer-
chen.de

Der dritte Kongress „Medi-
zin und Gewissen“ nach 1996 in 
Nürnberg und 2001 in Erlangen 
thematisiert die Kommerzialisie-
rung und das Profitstreben im Ge-

sundheitswesen. Eingeladen sind 
alle Berufsgruppen, Studierende 
und Auszubildende, wie immer 
gibt es anregende und renommier-
te Referent/innen. Und nicht nur 
Kulturevents, sondern auch eine 
Kongressparty. Günstige Eintritt-
spreise und Hilfe bei der Unter-
bringung für Studierende! 

Mehr Infos unter
www.medizinundgewissen.de

1001 Geschichten und kein einziges 
Märchen
Aus dem Alltag eines kranken Gesundheitssystems - 
Wenn Gesundheit zur Ware wird
Eine Kampagne des IPPNW
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Aus der Arbeit25 Jahre Pharmakritik - Unabhängige Patientenberatung Oberbayern

Um der deutschen Pharmain-
dustrie auf die Finger zu schauen 
hat sich vor 25 Jahren die BUKO 
Pharma-Kampagne gegründet. Ein 
Vierteljahrhundert kritische Arbeit 
hat dafür gesorgt, dass sich das 
Medikamentensortiment deut-
scher Firmen und in Ländern des 
Südens, aber auch in Deutschland 
wesentlich verbessert hat.
Die Arbeit der BUKO Pharma-
Kampagne hat den mangelhaften 
Zugang der Armen zu lebensnot-
wendigen Medikamenten ins Be-
wusstsein der Öffentlichkeit ge-
rückt. In Deutschland konnte die 
Nichtregierungsorganisation ver-
hindern, dass das Werbeverbot 
von rezeptpflichtigen Medikamen-
ten gekippt wird. Anlässlich des 
25-jährigen Bestehens will die BU-
KO Pharma-Kampagne mit einem 
Symposium zum Thema „Mangel 

und Überfluss - Medikamente in 
Nord und Süd“ in die Zukunft 
schauen.
Jedes Jahr sterben weltweit  Milli-
onen Menschen in armen Ländern 
an Infektionskrankheiten, weil sie 
keinen Zugang zu lebensnotwen-
digen Medikamenten haben. Die-
sem Mangel steht der Überfluss an 
oft unnötigen Arzneimitteln in den 
reichen Industrieländern entgegen: 
Hier dominieren Lifestylemedika-
mente, Vitamintabletten und an-
dere Mitteln ohne therapeutischen 
Nutzen den Markt. Auch der 
Überkonsum an Schmerzmitteln 
und anderen Arzneimitteln ist ein 
gravierendes Problem. Überfluss 
an fragwürdigen Produkten und 
Mangel an unentbehrlichen Arz-
neimitteln hängen eng zusammen 
mit der entwicklungspolitischen 
Frage einer gerechten Ressour-

25 Jahre BUKO-Pharmakampagne
Mangel und Überfluss - Medikamente in Nord und Süd

Unabhängige Patientenberatung 
nun auch für Region Oberbayern

Es ist vollbracht! Am 11.04.06 
wurde in Berlin der Fördervertrag 
zwischen den Spitzenverbänden 
den Gesetzlichen Krankankassen 
(Spik) und dem Modellverbund 
„Unabhängige Patientenbera-
tung Deutschland gGmbH“ (Zu-
sammenschluss der Patientenbe-
ratungstellen) unterzeichnet. Die 
unabhänigen Einrichtungen der 
Patienten- und Verbraucherbera-
tung nehmen damit an der zwei-
ten Modellprojektphase nach 
§65b SGB V teil und werden jähr-
lich mit 5,113 Mio. Euro von der 
gesetzlichen Kranknversicherung 
für fünf Jahre finanziert.  
Der Modellverbund setzt sich aus 
22 regionalen Beratungsstellen 
und einer Bundesgeschäftsstelle 

cenverteilung. Internationale Ex-
pertInnen diskutieren diese bren-
nenden Fragen am 15. und 16. 
September in Bielefeld.
Weitere Informationen erhalten 
Sie bei Dr. Christiane Fischer,
BUKO Pharma-Kampagne:
August-Bebel-Str. 62, 
D 33602 Bielefeld,
Tel 0521-60550, Fax -63789, 25@
bukopharma.de, 
www.bukopharma.de
Laden Sie den Einladungsflyer für 
den 15./16.9. herunter unter:
http://www.bukopharma.de/Ak-
tuelles/2000.html

Direkt davor geht der Theaterbus 
„Schluck und weg!“ wieder mit 
dem Straßentheater auf Touree. 
Sie werden am 9. September in 
München sein.

mit Sitz in Berlin zusammen. Wäh-
rend die regionalen Beratungsstel-
len allgemeine Informationen und 
Beratungen zum Thema Gesund-
heit anbieten, wird die Bundes-
geschäftsstelle Aufgaben der Or-
ganisation, Öffentlichkeitsarbeit 
und Qualitätssicherung ausführen. 
Ergänzend gibt es überregionale 
Beratungsangebote zu ausgewähl-
ten Erkrankungen, wie Allergien 
im Kindesalter, Essstörungen und 
Krebs, sowie eine Stelle mit dem 
Schwerpunkt unabhängigie Me-
dikamentenberatung.
Die unabhängigen Patientenbe-
ratungen sollen dazu beitragen, 
dass sich Patienten und Versicher-
te besser im Gesundheitswesen 
orientieren und ihre Rechte au-

tonom und souverän vertreten 
können. 
Das Projekt wird durch die Pro-
gnos AG wissenschaftlich beglei-
tet. Ende 2010 soll dem Gesetz-
geber anhand der Evaluation ei-
ne Entscheidungsgrundlage für die 
dauerhafte Gestaltung der unab-
hängigen Patientenberatung in 
Deutschland vorliegen.
Der Gesundheitsladen München 
e.V. ist der Träger der regionalen 
Beratungsstelle für Oberbayern.  
Die Aufgaben entsprechen denen 
der Patientenstelle für München. 
Das erweiterte Beratungsangebot 
für die Region Oberbayern ermög-
licht nun auch über die Stadtgren-
ze Münchens hinaus Patientenbe-
ratung, Information, Vorträge und 
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Aus der ArbeitUnabhängige Patientenberatung Oberbayern (UP OBB)

Ich heiße Eva-Maria Lutz und 
bin seit 01.05.06 in der neu ins 
Leben gerufenen Unabhängigen 
PatientInnenberatungsstelle für 
Oberbayern im Gesundheitsladen 
München beschäftigt. Ein Novum 
ist, dass mit mir erstmalig eine 
Ärztin angestellt wurde. 
Von 1997 bis 2002 arbeitete ich 
in der Beratung und Prävention 
bei Pro Familia München. Meine 
Themenbereiche waren damals 
vor allem Verhütung und Kin-
derwunsch, aber auch die Etab-
lierung, Organisation und Durch-
führung von Brustselbstuntersu-
chungskursen, Informationsveran-
staltungen und Radiosendungen 
rund um das Thema Gesundheit. 
In den letzten drei Jahren widme-
te ich mich der Weiterbildung zur 
Allgemeinärztin, und bin daher – 
von ärztlicher Seite - mit der Situa-
tion in Praxis und Krankenhaus gut 
vertraut. Nach der anstrengenden, 
auch für ÄrztInnen menschenun-
würdigen Zeit in der Akutmedizin 
bin ich froh, nun wieder in einer 
Beratungsstelle  arbeiten zu dür-
fen und freue mich auf das neue 
spannende Aufgabengebiet. 

Eva-Maria Lutz

UP OBB 
vollständig

Gremienarabeit auf Landes-
ebene. 
Das neue Dreierteam beste-
hend aus Sozialpädagoge, 
Gesundheitswissenschaftlerin 
und Ärztin arbeitet anknüp-
fend an die Tradition des GL 
mit dem ganzheitlichen An-
satz, der psychosoziale, recht-
liche und medizinische bzw. 
gesundheitliche Informationen 
umfasst. Im April wurde mit 
der Beratung an 20 Stunden in 
der Woche begonnen. Die Kli-
entenanfragen bezogen sich 

hauptsächlich auf Behand-
lungsfehlerverdacht, Zahner-
satz und den Leistungsrahmen 
der GKV. 
Bisher konnte neben den ers-
ten Klientenkontakten die In-
ternetseite und Pressemittei-
lungen erstellt werden, Gre-
mienarbeit und Fortbildung 
durchgeführt werden. Im 
Juni steht die Aktualisierung 
vorhandener Broschüren und 
Vorträge in Zusammenarbeit 
mit dem GL-Team auf der 
Agenda.

Für Anregungen und Rückfra-
gen steht das UP-OBB Team 
gern zur Verfügung. 

Für Ratsuchende aus Ober-
bayern sind wir unter der 
Nummer: 
089 / 128 137 22 in folgenden 
Zeiten zu erreichen:
Di, Mi, Fr 10-14 Uhr
Mi 15-19 Uhr 
u. n. V.
Internetseite:
www.upobb.de
Mail: mail@upobb.de
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Netzwerk Psychiatrie München

In den letzten Jahren ist in die 
Psychiatrie – wenn auch zaghaft 
– Bewegung gekommen. Zumin-
dest die fortschrittlichen und auf-
geschlossenen unter den Profis su-
chen einen intensiveren Dialog 
mit Patienten und Angehörigen. 
Sie versuchen, deren Erfahrungen 

mit einzubeziehen und auf ihre 
Bedürfnisse einzugehen.
So wurde in vielen Einrichtungen 
der Psychiatrie ein Beschwerde-
management eingerichtet: Eigens 
hierfür bestimmte Mitarbeiter ge-
hen Beschwerden über schlech-
te Behandlung oder Missstände 
nach.
Dies ist zwar sehr zu begrüßen, 
aber noch viel zu wenig. Denn 
viele potentielle Beschwer de  führer 
haben verständlicherweise Hem-
mungen, sich einem Vertreter der-
jenigen Institution anzu ver trauen, 
über die sie sich beschweren wol-
len; sie suchen nach einer unab-
hängigen Instanz.
Wir vom Netzwerk Psychiatrie 
München möchten diese Lücke 
füllen: In dieser Initiative haben 
sich im Mai 2005 mehrere Per-
sonen zusammengeschlossen, die 

über langjährige Erfahrungen in 
und mit der Psychiatrie verfügen 
und zwar als Patienten, Angehö-
rige, Fachkräfte und Bürgerhelfer. 
Wir arbeiten ehrenamtlich und 
sind unabhängig. Es gibt weder 
eine Institution, der wir Rechen-
schaft schuldig sind, noch potente 
Geldgeber im Hintergrund. Alle 
Beschwerden werden natürlich 
streng vertraulich behandelt. 
Da bei uns Vertreter aller betei-
ligten Gruppen mitarbeiten, seh-
en wir uns in der Lage, eine Be-
schwerde unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Standpunkte 
zu behandeln und auf eine einver-
nehmliche Lösung hin zu ar beiten. 
Wir wollen vermitteln, nicht ankla-
gen, aber auch nicht beschwich-
tigen. Wir verstehen uns als neu-
trale und unabhängige Instanz. 
Von unserem Angebot können 
alle Seiten nur profitieren.
Anfang 2006 haben wir unsere 
praktische Arbeit aufgenommen. 
Damit gibt es nun endlich auch 
in München eine Anlaufstelle für 
Beschwerden, in der alle Seiten 
vertreten sind, ähnlich den soge-
nannten Beschwerdestellen, die 
bereits in vielen anderen Städten 
Deutschlands existieren. Einen 
Unterschied gibt es allerdings: 
Dort arbeiten in der Regel Be-
troffene, Angehörige und Profis 
zusammen, bei uns kommen noch 
Bürgerhelfer hinzu. Sie bringen ei-
ne weitere, eine vierte Perspektive 
in die Arbeit ein – was sehr hilf-
reich sein kann.

Unser konkretes Angebot
An uns können sich Menschen 
wenden, die Probleme oder Kon-
flikte haben mit:

psychiatrischen Kliniken,
sozialpsychiatrischen Diens-
ten,

•
•

psychiatrischen oder psycho-
therapeutischen Praxen,
psychologischen Beratungs-
stellen,
Betreuten Wohngemein-
schaften oder Heimen,
gesetzlichen Betreuern.

Dieses Angebot gilt
für alle, die psychiatrische An-
gebote nutzen, ob freiwillig 
oder unfreiwillig,
für deren Angehörige und 
Freunde,
für alle, die als Fachkräfte im 
psychiatrischen und psychoso-
zialen Bereich tätig sind.

Wie kann man sich an uns 
wenden?
Per Post, E-Mail oder Telefon kann 
man mit uns in Kontakt treten. Lei-
der können wir derzeit noch keine 
festen Telefonsprechstunden an-
bieten, sondern müssen auf un-
seren Anrufbeantworter verwei-
sen, der Tag und Nacht erreichbar 
ist. In der Regel rufen wir den Be-
schwerdeführer zurück und lassen 
uns am Telefon schildern, worum 
es geht. Falls nötig, trifft sich ei-
ner von uns mit dem Betroffenen 
zu einem ausführlicheren Ge-
spräch. 
Jede Beschwerde oder Anfrage, 
die sich nicht rasch klären lässt, 
wird in unserem Team bespro-
chen, das sich einmal im Monat 
trifft.

Wie helfen wir?
Wir erarbeiten eine Lösung mög-
lichst gemeinsam mit dem Be-
schwerdeführer. Dieser kann und 
soll selbst entscheiden, wie er mit 
unseren Vorschlägen umgeht. Bei 
Bedarf unterstützen wir ihn wei-
ter, indem wir beispielsweise di-

•

•

•

•

•

•

•

Wohin mit Ärger und Beschwerden                
Das Netzwerk Psychiatrie München stellt sich vor
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aus dem AK Gutachten

rekt Kontakt zu der Klinikstation 
aufnehmen, mit der er Schwierig-
keiten hat. 
Damit keine überzogenen Er-
wartungen geweckt werden, sei 
deutlich gesagt: „Wir wollen nach 
Möglichkeit vermeiden, dass der 
Beschwerdeführer die ganze An-
gelegenheit in unsere Hände gibt 
und dann passiv abwartet, ob sich 
etwas zum Besseren wendet. Viel-
mehr wollen wir Hilfe zur Selbst-
hilfe geben.“ In den Fällen dage-
gen, wo dies nicht möglich ist oder 
wenig Erfolg verspricht, bemühen 
wir uns ihn aktiv zu unterstützen. 
Allerdings darf daraus nicht der 
Schluss gezogen werden, dass wir 

uns verpflichtet fühlen, jedem Be-
schwerdefall nachzugehen. Man 
darf nicht vergessen, dass wir eine 
ehrenamtliche Arbeitsgruppe sind, 
die in ihrer Freizeit tätig wird.
Auch bieten wir weder Rechtsbe-
ratung an noch leisten wir Rechts-
beistand; dies können und dürfen 
wir nicht.

Weitere Aktivitäten

In unregelmäßiger Folge veran-
stalten wir Vorträge und Diskus-
sionen zu Themen rund um die 
Psychiatrie. Auf unserer Internet-
Seite (siehe unten) findet man je-
weils aktuelle Ankündigungen und 
Hinweise.

Unterstützen Sie uns!
Sie können unser Angebot unter-
stützen, indem sie unseren Flyer 
aushängen oder verteilen. Er kann 
in zwei Versionen bei uns ange-
fordert werden: entweder im For-
mat DIN A4 zum Aushängen, z. 
B. am Schwarzen Brett einer Be-
ratungsstelle, oder im handlichen 
Kleinformat zum Verteilen bzw. 
Auslegen.

Mitmacher gesucht
Interessenten, die mitarbeiten wol-
len, sind herzlich willkommen. Es 
sind keine speziellen Vorkenntnis-
se erforderlich, allerdings sollte 
man etwas Psychiatrie-Erfahrung 
mitbringen, sei es als Betroffener, 
Angehöriger, Profi oder ehrenamt-
licher Helfer. Wir suchen sowohl 
Menschen, die sich gelegentlich 
aktiv um einen Beschwerdefall 
kümmern können, als auch sol-
che, die im Hintergrund mitarbei-
ten wollen. Den Umfang seines 
Engagements kann jeder selbst 
bestimmen. Wir treffen uns ein-
mal im Monat, und zwar am Mon-
tagabend.

Kontakt
Netzwerk Psychiatrie München, 
Elsässer Str. 33, 81667 München
Telefon: (089) 76 77 64 85 (Anruf-
beantworter, Tag und Nacht)
Telefax: (089) 76 77 64 86
E-Mail: über unsere Internet-Seite 
(siehe unten)

Weitere Informationen
Im Internet findet man uns unter 
www.netzwerk-psychiatrie-mu-
enchen.de. Dort kann man auch 
unseren Newsletter (Rundbrief per 
E-Mail) abonnieren, der von Zeit 
zu Zeit über Neuigkeiten aus der 
Psychiatrie-Szene in und um Mün-
chen informiert.

Rudolf Winzen

Erfahrung und Tipp aus 
dem AK Gutachten

       in der Münchener Psychiatrie?

Verdacht: Private 
Krankenversicherung 
(PKV) gibt sensible 
Patientendaten weiter

Im Zusammenhang mit der Einrei-
chung einer Heilkostenrechnung 
als Folge eines Verkehrsunfalles 
bei meinem privaten Krankenver-
sicherer bekam ich den Eindruck, 
dass dieser ohne mein Einver-
ständnis sensible Patientendaten 
aus meinem Versicherungsvertrag 
an einen anderen Versicherer wei-
tergibt. Darf das sein?

Antwort:
Nein. Die PKV darf ohne das 
schriftliches Einverständnis des 
Versicherten keine Gesundheits-
daten an andere Leistungsträger 
weiter geben.

Tipp: 
Bei Verdacht auf Datenmissbrauch 
fordern Sie bei Ihrem Versicherer 
das Merkblatt zur Datenverarbei-
tung an und wenden Sie sich evtl. 
an den betrieblichen Datenschutz-
beauftragten des Versicherers. Als 
Betroffener haben Sie nach dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
u.a. ein Recht auf Auskunft an wen 
Ihre Daten weitergegeben wurden 
(§§ 19 und 34 BDSG), sowie unter 
bestimmten Voraussetzungen ein 
Recht auf Berichtigung, Sperrung 
und Löschung Ihrer in einer Datei 
gespeicherten Daten (§§ 20 und 
35 BDSG).
Wenn Sie eine Einverständniserk-
lärung geben haben, dann lassen 
Sie sich eine Kopie dieser ge-
ben. 

Anton Hörmann
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Für die Beratung, also die Er-
teilung von Rechtsrat oder einer 
Auskunft (auch telefonisch), ist bis 
zum 1.7.2006 nach dem Rechts-
anwaltvergütungsgesetz RVG ein 
Gebührenrahmen zwischen einer 
0,1 - Gebühr und einer vollen 1,0 - 
Gebühr vorgesehen. (Die Gebühr 
richtet sich nach dem Streitwert. 
Beispiel: Eine volle Anwaltsgebühr 
(= 1,0 Gebühr) bei einem Streit-
wert von bis zu 2500 Euro beträgt 
161 Euro. Hinzu kommen Mehr-
wertsteuer und Spesen). Auf Druck 
der Europäischen Union fällt der 
gesetzliche Gebührenrahmen bei 
der außergerichtlichen Beratung 

zum 1.7.2006 komplett weg. 
§ 34 des Rechtsanwaltvergü-

tungsgesetzes bestimmt nun, dass 
der Anwalt ab dem 1.7.2006 auf 
eine Gebührenvereinbarung mit 
dem Mandanten für die Erteilung 
von mündlichem oder schrift-
lichem Rat oder eine Auskunft hin-
wirken soll. Gleiches gilt für die 
Ausarbeitung eines schriftlichen 
Gutachtens oder die Tätigkeit als 
Mediator. 

Ohne Abschluss einer Ver-
gütungsvereinbarung hätte der 
Anwalt Anspruch auf eine ange-
messene Vergütung nach den Vor-
schriften des Bürgerlichen Rechts. 

Ist der Auftraggeber jedoch Ver-
braucher beträgt die Gebühr für 
die außergerichtliche Beratung 
oder die Ausarbeitung eines Gut-
achtens jeweils höchstens 250 Eu-
ro (+ Mehrwertsteuer) und für die 
Erstberatung maximal 190 Euro (+ 
Mehrwertsteuer) unabhängig vom 
jeweiligen Beratungsaufwand.

Tipp: Verbraucher müssen oder 
können nun mit ihrem Rechtsan-
walt verhandeln. (Vergütungsver-
einbarungen können auf der Basis 
der alten Gebührentabelle, von 
Stunden-/Tagessätzen oder Fall-
pauschalen abgeschlossen wer-
den.) Die Rechtsberatung kann 
dadurch im Einzelfall billiger wer-
den oder auch - was zu befürchten 
ist - teurer!

Vor Abschluss einer Gebüh-
renvereinbarung sollte die Man-
dantin/der Mandant bei Vorliegen 
einer Rechtschutzversicherung 
unbedingt abklären, welche Er-
stattungsbeträge von dieser über-
nommen werden. Anderenfalls 
läuft diese/r Gefahr auf Kosten 
sitzen zu bleiben.

Adelheid Schulte-Bocholt

Änderungen der Gebühren für die 
außergerichtlichen Beratung ab 1.7.2006

Das Amtsgericht in Frankfurt 
entschied am 12.05.06, dass ein 
Zahnarzt keine teure Therapie „an-
drehen“ darf, wenn es auch eine 
günstige Methode gibt. Die Richter 
wiesen die Klage eines Zahnarztes 
gegen einen Patienten zurück, der 
die Rechnung von 2.400 Euro für 
eine Biofunktionelle Komfort-The-
rapie bei einem wachsenden Kie-
fer nicht bezahlen wollte. (Az.: 31 
C 1710/03-93).

Der Zahnarzt riet dem Vater 
des elfjährigen Patienten zu der 

kostenintensiven Therapie, damit 
das Kind nicht lebenslang lispeln 
müsse. Ein Sachverständiger be-
stätigte dem Gericht die fehlende 
Notwendigkeit der Behandlung 
und das Wissen des Zahnarztes 
darüber. Da der Vater nicht vom 
Behandler entsprechend aufge-
klärt wurde, sondern Therapieer-
folg suggeriert wurde, sprach das 
Gericht den Angeklagten von der 
Bezahlung der Therapie frei. 

Carola Sraier

Teure Zahnbehandlung 
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Vera Stein
Diagnose „Unzurechnungs-
fähig“
VAS-Verlag Franfurt 2006
277 S., ISBN 3-88864-408-9
Die Autorin wird als Jugend-
liche aufgrund unerkannter 
Folgeschäden einer Kinder-
lähmung in die Psychiatrie 
zwangseingewiesen. Sie be-
schreibt detailliert ihre Odys-
see von Ärzten zu Gerichten, 
um die richtige Diagnose und 
Behandlung zu erhalten und 
bezüglich ihrer Fehldiagnose 
rehabilitiert zu werden.
Das Buch wirkt durch die un-
strukturierte Einteilung der ein-
zelnen Kapitel und die übervoll 
mit kleiner Schrift beschrie-
benen Seiten so abschreckend, 
dass von Anfang an keine rech-
te Leselust aufkommen will. In-
haltlich ist es sehr verworren 
und ein roter Faden nicht er-
kennbar. Die in den Text inte-
grierte Patienteninformation ist 
schlecht gekennzeichnet und 
die jeweiligen Quellen nicht 
ersichtlich.
Insgesamt handelt es sich um 
eine unerfreuliche Mischung 
aus Erfahrungsbericht und Rat-
geber, die weder brauchbare 
Informationen zum Thema Pa-
tientenrechte bietet noch Lese-
vergnügen bereitet.

Arbeitslosenprojekt TuWas 
(Hrsg.)
Leitfaden zum Arbeitslosen-
geld II, Der Rechtsratgeber 
zum SGB II
2. Aufl., Fachhochschulverlag 
Frankfurt 2006, 637 S., ISBN 
3-936065-70-5
Die schon legendären Ratgeber 
der AG TuWas aus Frankfurt 
haben einen sehr brauchbaren 
Leitfaden zum ALG II in ihren 
Reihen. Der von Udo Geiger 
verfasste Rechtsratgeber ist ein 
wichtiges Nachschlagewerk für 
soziale Einrichtungen, die mit 
dem Thema soziale Grundsi-
cherung konfrontiert sind. Das 
Buch erklärt anhand von vie-
len Beispielen das komplizierte 
Regelungsdickicht des Sozial-
gesetzbuches II und des ALG 
II. Die praxisnahe Aufberei-
tung der Informationen erlaubt 
es gerade Laien, sich mit der 
Materie fundiert auseinander-
zusetzen und hilft so Betrof-
fenen ihre Rechte zu durch-
zusetzen.
Das Buch zeichnet sich zudem 
durch sein sehr feingliedriges 
Stichwortverzeichnis aus, das 
es ermöglicht gezielt nach Re-
gelungen und möglichen Lö-
sungen zu suchen.

Michael Baczko / 
Angela Schnabl
Meine Rechte als Patient, 
MDR-Ratgeberreihe 
„Ein Fall für Escher“
Haufe Verlag 2004, 191 S., 
ISBN 3-448-06053-4
Der Ratgeber ist leicht ver-
ständlich aufgebaut, er um-
fasst einen bunten Strauß von 
Themen wie Unterschiede 
zwischen Privat- und Kas-
senpatient, die gesetzliche 
Unfallversicherung, private 
Versicherungen, Krankenkas-
senwechsel, Betreuungsver-
fügung-Vorsorgevollmacht-Pa-
tiententestament. Diese The-
menvielfalt ist sicher nicht auf 
knapp 200 Seiten abzuhan-
deln und so bleibt der Rat-
geber sehr oft oberflächlich. 
Die beiliegende CD-ROM ist 
ein nettes Accessoire, auf das 
aber vielleicht zugunsten von 
mehr Seiten im Buch verzichtet 
werden kann, denn die dort zu 
findenden Texte und Informa-
tionen besorgen sich mit dem 
Computer-Vertraute aktueller 
übers Internet.
Insgesamt sticht der Ratgeber 
im Reigen der Patientenratge-
ber nicht gerade heraus, doch 
das wäre vielleicht auch zu viel 
erwartet von einem Buch, das 
sich sehr an einem TV-Maga-
zin orientiert.

Heide Neukirchen
Hexal-Kapitalismus - Der Auf-
stieg der Brüder Strüngmann, 
Campus Verlag Frankfurt/
New York 2006, 241 S., 
ISBN 3-593-37929-5
Das Buch beschreibt die Un-
ternehmensstrategie und den 
Aufstieg der ehemaligen Ei-
gentümer der Pharmafirma 
Hexal, die sich innerhalb we-
niger Jahre - bis zum für die 
Öffentlichkeit überraschenden 
Verkauf der Firma 2005 - auf 
dem Weltmarkt gegen die Kon-
kurrenz behaupteten. Die Ab-
folge der Geschäfte ist auch für 
Leser ohne BWL-Studium nach-
vollziehbar dargestellt. Interes-
sant sind die immer wieder ein-
gestreuten Charakteristiken der 
beiden Unternehmensbrüder. 
Allerdings hat das Buch auch 
Schwachstellen. Das eine sind 
Fehler im Text (blutdrucksen-
kend statt blutzuckersenkend, 
falscher Name von Original-
medikament). Das andere ist 
das absolute Wohlwollen der 
Autorin gegenüber den Ex-Fir-
meninhabern. Aber vielleicht 
war das Unternehmen wirklich 
ein ganz besonderes seiner Art, 
wer weiß? 
Insgesamt macht das lesens-
werte Buch einen gut recher-
chierten Eindruck und ist span-
nend wie ein Krimi geschrie-
ben.
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Der Gesundheitsladen10 Jahre Patientenfürsprache 
an den städtischen Kliniken

Interview mit Gesundheits- und Umwelt referent 
Joachim Lorenz

Fortsetzung von Seite 1
Zum Münchner Modell: 
Es gibt eine enge Kooperation 
zwischen RGU, Gesundheits-
laden und unabhängigen Pati-
entenfürsprecherInnen. 
Worin liegen die Stärken dieses 
Modells?
Die Vorteile der unabhängigen 
Anbindung an die Stadt sind 
u.a.:

Die Ehrenamtlichkeit ge-
währleistet die größtmög-
liche Unabhängigkeit.
Auf Anfragen kann schnell 
und unbürokratisch reagiert 
werden. 
Ein Dienstweg muss nicht 
eingehalten werden.
Es gibt keine Weisungsbefug-
nis durch das Krankenhaus.
Mit den Personen, über die 
Beschwerden eingehen, 
kann direkt Kontakt aufge-
nommen werden.
Patienten betonen immer 
wieder, dass sie erst durch 
die Unabhängigkeit / Ver-
trauen in die Patientenfür-
sprecherInnen finden.

Das Modell München hat einen 
guten Ruf weit über München 
hinaus. Wir haben deshalb oft 
Anfragen aus anderen Kranken-
häusern. Besonders die Koope-
ration mit dem Gesundheitsla-
den hat sich sehr bewährt. Im 
Gesundheitsladen gibt es eine 
Patientenstelle, die Anlaufstelle 
für alle südbayerischen Patien-
tinnen/Patienten ist. Von diesen 
Erfahrungen profitieren auch 
unsere städtischen Patienten-
fürsprecherinnen/Sprecher. Der 
Leiter des Gesundheitsladens 

•

•

•

•

•

•

organisiert mit Unterstützung 
des RGU die regelmäßigen Tref-
fen der Ehrenamtlichen. 

Welche Akzeptanz erfahren die 
PatientenfürsprecherInnen in 
der Klinik-GmbH/in den Häu-
sern und bei den Patienten?
Anfangs wurden die Patienten-
fürsprecherinnen/Sprecher in 
den Kliniken schon etwas miss-
trauisch beäugt. Inzwischen 
schickt sogar das Personal die 
Patientinnen/Patienten teilweise 
selbst zu ihnen, wenn sie das 
Gefühl haben, diese können 
mehr erreichen als sie als An-
gestellte des Krankenhauses. 
Durch die immer kürzere Ver-
weildauer im Krankenhaus ist 
immer noch nicht allen Pati-
entinnen/Patienten die Exis-
tenz dieses ehrenamtlichen 
Unterstützersystems  bekannt, 
obwohl wir mit Flyer oder über 
die  Homepage der Städtisches 
Klinikum München GmbH da-
für werben.  
Jährlich suchen durchschnitt-
lich 300 Personen die Patien-
tenfürsprecherinnen/Sprecher 
auf. Oft gibt es eine Reihe mit 
mehreren Beschwerden, so 
dass jährlich ca. 350 – 370 Be-
schwerden eingehen. 

PatientenfürsprecherInnen 
gibt es erst an wenigen Kli-
niken Bayerns. Was könnte 
der Münchner Gesundheits-
referent unternehmen, dass 
unabhängige Patientenfürspre-
cherInnen zu einem Regelan-
gebot der Klinik werden?
Vor wenigen Monaten wurde 
das bayerischen Krankenhaus-
gesetz umfassend geändert. Ich 
bedauere es sehr, dass hierbei 
die Gelegenheit versäumt wur-
de, Rechte der Patientinnen und 
Patienten gesetzlich zu veran-

kern. So hätte man im mo-
difizierten Gesetz, wie es in 
anderen Bundesländern (z.B. 
Hessen) bereits üblich ist, ei-
ne gesetzliche Grundlage für 
das Vorhalten, aber auch die 
Rechte und die Pflichten der 
Patientenfürsprecher innen 
und Patientenfürsprecher ge-
ben können. 
Aufgrund dieser sehr bedauer-
lichen Entscheidung des bay-
erischen Gesetzgebers sind 
wir weiterhin gezwungen, auf 
Freiwilligkeit zu setzen und 
bei den Krankenhäusern und 
ihren Trägern für Patientenfür-
sprecherinnen und Patienten-
fürsprecher zu werben und sie 
in den verschiedenen Organisa-
tionen, wie dem Städtetag oder 
der bayerischen Krankenhaus-
gesellschaft einzufordern

Wird das Projekt von der LHM 
auch weiterhin unterstützt 
werden?
Die Frage ist einfach zu beant-
worten: Ja. Trotz des sehr ange-
spannten städtischen Haushalt 
ist es uns in den letzten Jah-
ren gelungen, die Finanzmittel 
für Patientenfürsprecherinnen 
und Patientenfürsprecher nicht 
nur auf ihrem Niveau zu hal-
ten, sondern sie sogar aufzu-
stocken..

Welche Visionen zum Thema 
PatientenfürsprecherInnen hat 
der Gesundheitsreferent für 
die nächsten 10 Jahre?
Das deutsche Gesundheitssys-
tem leidet insgesamt an dem 
Mangel, dass Patientenrechte 
kaum verankert sind. In den 
letzten Jahren kann man hier je-
doch ein erstes zögerliches Um-
denken beobachten. So wurde 
von der alten Bundesregierung 
2004 erstmalig eine Patienten-

beauftragte eingesetzt. Ihr und 
Patientenverbänden wurde zu-
mindest ein Anhörungs- jedoch 
kein Mitentscheidungsrecht im 
gemeinsamen Bundesausschuss 
eingeräumt. Der Bundesaus-
schuss gilt als eines der wich-
tigsten gesundheitspolitischen 
Gremien. So wird dort über den 
Leistungskatalog der gesetz-
lichen Krankenkassen entschie-
den. 2004 wurde im Rahmen 
der Gesundheitsreform auch 
erstmalig eine Patientenchar-
ta formuliert. Ich glaube, dies 
sind die Schritte in die richtige 
Richtung: Die Patientenrechte 
in Deutschland müssen weiter 
gestärkt werden. Dies gilt für 
alle politischen Entscheidungs-
ebenen. 
Von daher sehe ich uns in Mün-
chen auf dem richtigen Weg: 
Das Münchner Modell in Sa-
chen Patientenfürsprecher oder 
der Münchner Gesundheitsla-
den – als erste Institution in 
Bayern überhaupt – sind hier-
für Beispiele. Dennoch können 
auch wir nicht stehen bleiben. 
So ist beispielsweise zu über-
prüfen, wie wir im ambulanten 
Sektor den Patientinnen und Pa-
tienten den Rücken weiter stär-
ken können oder wir müssen 
uns Gedanken machen, wie wir 
älteren Menschen im Irrgarten 
des Gesundheitswesens  besser 
beistehen können. 

Joachim Lorenz

Gesundheitsladen-Rundbrief  2/2006
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Es kommt vor, dass man längere 
Zeit nicht zum vertrauten Hausarzt 
gegangen ist. Es zwickt zwar da 
und dort gelegentlich. Eine Ent-
schädigung dafür sind die Begleit-
erscheinungen von Arztbesuchen: 
Ein fixer, vereinbarter Termin, ein 
langer Anfahrtsweg und 
nicht zuletzt die Praxis-
gebühr. Das erspare ich 
mir.

Wenn doch notwen-
dige Untersuchungen 
anstehen, ist der Be-
such nicht mehr zu 
umgehen. Nach Bezah-
lung der Praxisgebühr 
die Überraschung: Der 
vertraute Arzt ist in den 
Ruhestand gegangen!

Jetzt gilt es, mich 
beim neuen Arzt einzu-
führen bzw. zu prüfen, 
ob unsere Tempera-
mente zusammengehen 
und sich der weite Weg 
in Zukunft noch lohnt. 
Bei einer Fortsetzung 
der Geschäftsbezie-
hung müsste der erste 
Kontakt ein besonderes 
Signal setzen, ein Zei-
chen geben. Das war 
der Fall.

Der neue Arzt ist im Vorteil, 
da er Unterlagen und Daten hat: 
Verschreibungen, ärztliche Bemer-
kungen, wahrscheinlich auch die 
mündliche Übermittlung des Vor-
gängers, wenn dieser nicht verstor-
ben ist. Also „kennt“ der Arzt den 
Patienten, dieser ihn aber nicht.

Aufgrund der Unterlagen erin-
nert der „Neue“: Eine 7-Tage-An-
tibiotika-Kur gegen das Helico-
bacter pylori Bakterium war letz-
tes Jahr erfolgt. Zur Sicherung ge-
gen erneute Magenblutung, sollte 

jetzt ein HeIicobacter pylori-Test 
gemacht werden.

Ein guter Ratschlag. Doch, war-
um hat der Arzt die Hautschäden 
am Kopf nicht nachgefragt? Die 
Erklärung könnte sein, dass der 
Versuch einen Hausarztvertrag 

abzuschließen die Aufmerksam-
keit in Anspruch genommen hat. 
Der Hausarztvertrag kam nicht 
zustande. In der sofortigen wei-
teren Konsultation war der Arzt 
kurz angebunden: Es werde sich 
um ein Kopfwaschmittel handeln, 
meinte er auf meine Nachfrage. 
Kein weiteres Eingehen auf die Lä-
sionen, keine Überweisung zum 
Hautarzt durch den „Neuen“. Das 
verstimmt.

Vorgezogener Besuch beim Au-
genarzt: Der Termin sollte erst im 

„Gehst du zum Arzt deines Misstrauens, 
vergiss die Geldbörse nicht“
- Ein Erfahrungsbericht -

März sein und war seit Dezem-
ber angemeldet. Aber das Krat-
zen im Auge war besorgniserre-
gend. Zusätzlich zur analytischen 
Begutachtung und Verschreibung 
einer Arznei durch die vertretende 
Augenärztin erfolgte der Hinweis, 

doch vorsorglich ei-
nen Glaukomtest 
(Augeninnendruck-
Messung) machen zu 
lassen. Nach meinem 
Einverständnis zu 
Beginn der Unter-
suchung, wurde von 
der Vertretung wie 
nebenbei erwähnt, 
dass die Kosten von 
Euro 15,00 in bar 
zu entrichten seien: 
„Haben Sie es da-
bei?“

Auch hier kein 
Wort zu den doch 
erheblichen Haut-
schäden. Einen Teil 
der geschwollenen 
Flecken hatte ich 
mit einem Pflaster 
abgedeckt, weil bei 
der Untersuchung die 
Stirn beim optischen 
Gerät anliegt.

Ist es bei Ärzten 
Übung, auf sicht-

bare Erscheinungen einer Krank-
heit nicht einzugehen, weil sie zu 
einer anderen Fakultät gehören, 
oder nimmt die neue Verkaufs-
technik der Zusatzleistungen die 
Aufmerksamkeit so in Anspruch, 
dass darunter die ärztliche Bera-
tung leidet? Der ärztlichen Kasse 
tut sie sicher gut!

Erwin Brandl

Patientenseite




